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Reformdiskussion zum Gemeinnützigkeitsrecht 
 

Rechtspolitische Vorschläge der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege 
zur Verbesserung der Rahmenbedingungen 

gemeinnütziger Körperschaften 
 

Abgabenordnung 

Aktueller Stand Rechtspolitischer Vorschlag Begründung 

1. Zu § 52 Abs. 2 AO Gemeinnützige 
Zwecke 
 
Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 
sind als Förderung der Allgemeinheit an-
zuerkennen: 
 
… 
 
10. Die Förderung der Hilfe für politisch, 
rassisch oder religiös verfolgte, für Flücht-
linge, Vertriebene, Aussiedler, Spätaus-
siedler, Kriegsopfer, Kriegshinterbliebene, 
Kriegs beschädigte und Kriegsgefangene, 
Zivilbeschäftigte und Behinderte sowie für 
Opfer von Straftaten; Förderung des An-

§ 52 Abs. 2 AO Gemeinnützige Zwe-
cke wird wie folgt ergänzt: 
 
Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 
sind als Förderung der Allgemeinheit 
anzuerkennen: 
 
… 
 
10. Die Förderung der Hilfe für poli-
tisch, rassisch oder religiös verfolgte, 
für Flüchtlinge, Vertriebene, Aussied-
ler, Spätaussiedler, Kriegsopfer, 
Kriegshinterbliebene, Kriegsbeschä-
digte und Kriegsgefangene, Zivilbe-
schäftigte und Behinderte sowie für 

Die „Hilfe für Katastrophenopfer“ ist in den Katalog der ge-
meinnützigen Zwecke aufzunehmen um eine Steuerbegüns-
tigung von mittelbaren Unterstützungsmaßnahmen für die 
Opfer von Naturkatastrophen z. B. für Betreuungs-, Unter-
stützungs- und Beratungsmaßnahmen außerhalb von § 53 
Nummer 1 AO oder Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Infrastruktur nach Katastrophen gesetzlich abzusichern. 
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denkens an Verfolgte, Kriegs-und Kata-
strophenopfer; Förderung des Suchdiens-
tes für Vermisste; 
… 
 

Opfer von Straftaten sowie Hilfe für Ka-
tastrophenopfer; Förderung des An-
denkens an Verfolgte, Kriegs-und Ka-
tastrophenopfer; Förderung des Such-
dienstes für Vermisste; 
 
….. 

2. Zu § 53 Mildtätige Zwecke 
 
 
Eine Körperschaft verfolgt mildtätige Zwe-
cke, wenn ihre Tätigkeit darauf gerichtet 
ist, Personen selbstlos zu unterstützen, 
…. 
 
2…. 
 
Bei Personen, deren wirtschaftliche Lage 
aus besonderen Gründen zu einer Not-
lage geworden ist, dürfen die Bezüge 
oder das Vermögen die genannten Gren-
zen übersteigen. 
….. 
Zu berücksichtigen sind auch gezahlte 
und empfangene Unterhaltsleistungen. 
 

§ 53 Mildtätige Zwecke wird durch 
Einfügung von Nr. 3 ergänzt: 
 
Eine Körperschaft verfolgt mildtätige 
Zwecke, wenn ihre Tätigkeit darauf ge-
richtet ist, Personen selbstlos zu unter-
stützen, 
…. 
 
3. die als Betroffene von Katastrophen 
oder Gewalt-und Kriegseinwirkungen 
wirtschaftliche Schäden erlitten haben. 
Für den Nachweis der Hilfsbedürftigkeit 
reicht es aus, wenn erlittene Schäden - 
insbesondere der Verlust von Hausrat 
oder Schäden an Wohneigentum-, Ver-
mögen und Bezüge sowie gezahlte 
und erhaltene Leistungen Dritter glaub-
haft gemacht werden. § 53 Nr. 2 Satz 3 
gilt entsprechend.  
 
 

Die derzeitigen Regelungen zur Katastrophenhilfe führen bei 
den spendensammelnden Hilfsorganisationen zu Unsicher-
heiten in Bezug auf die Voraussetzungen für eine Auszah-
lung von Spenden. Die Regelung stellt klar, dass materielle 
und finanzielle Hilfe für Betroffene von Katastrophen, Ge-
walt-und Kriegseinwirkungen einen eigenen Tatbestand 
mildtätigen Handelns darstellen, der auf der Solidarität mit 
den Betroffenen dieser Ereignisse beruht. Die wirtschaftliche 
Bedürftigkeit bei Betroffenen von Katastrophen ergibt sich 
vor allem aus den erlittenen Sachschäden. Bezüge und Ver-
mögen sowie gezahlte und erhaltene Leistungen Dritter sind 
glaubhaft zu machen und im Rahmen der üblichen Sorgfalts-
pflicht zu berücksichtigen.  
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3. Zu § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO Selbstlosig-
keit 

Angemessenheitsprüfung nach der 
Business Judgement Rule 
In § 55 Abs. 1 Nr. 3 AO wird als Satz 
2 hinzugefügt: 
 
„§ 63 Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend.“ 
 

Es mehren sich die Streitigkeiten dazu, was Ausgaben sind, 
die dem Zweck der Körperschaft „fremd sind“ oder in wel-
chen Fällen eine Begünstigung durch „unverhältnismäßig 
hohe“ Vergütungen vorliegt. Durch den Verweis auf die in § 
63 AO zu verankernde Business Judgement Rule wird klar-
gestellt, dass es nicht auf die objektive Richtigkeit der Ent-
scheidung aus ex post Sicht, sondern darauf ankommt, ob 
die Verantwortlichen aus ex ante‐Sicht im Rahmen ihrer Er-
messensausübung eine vertretbare Entscheidung getroffen 
haben. Dies allein ist Maßstab für die Beurteilung einer 
zweckwidrigen Maßnahme. 

4. Zu § 57 Abs. 3 Unmittelbarkeit 
 
 
(3) Eine Körperschaft verfolgt ihre steuer-
begünstigten Zwecke auch dann unmittel-
bar im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 wenn 
sie satzungsgemäß durch planmäßiges 
Zusammenwirken mit mindestens einer 
weiteren Körperschaft, die im Übrigen die 
Voraussetzungen der §§ 51-68 erfüllt, ei-
nen steuerbegünstigten Zweck verwirk-
licht. 
 
 

§ 57 Abs. 3 Unmittelbarkeit wird wie 
folgt geändert: 
 
(3) Eine Körperschaft verfolgt ihre steu-
erbegünstigten Zwecke auch dann un-
mittelbar im Sinne des Absatzes 1 Satz 
1 wenn sie satzungsgemäß durch plan-
mäßiges Zusammenwirken mit mindes-
tens einer weiteren Körperschaft, die 
im Übrigen die Voraussetzungen der 
§§ 51-68 erfüllt, einen steuerbegünstig-
ten Zweck verwirklicht. 
 

Die Einrichtungen und Dienste der Freien Wohlfahrtspflege 
arbeiten zwecks effizientem Einsatz ihrer gebundenen Mittel 
arbeitsteilig. Mit dem Jahressteuergesetz 2020 wurden neue 
Möglichkeiten zur Kooperation von gemeinnützigen Einrich-
tungen geschaffen.  Die Finanzverwaltung interpretiert die 
Vorschrift im Anwendungserlass zur Abgabenordnung § 57 
Abs. 3 als doppeltes Satzungserfordernis und verlangt teil-
weise eine namentliche Benennung der Kooperationspartner 
in der jeweiligen Satzung. Dies stellt aufgrund des Aufwan-
des bei Satzungsänderungen eine hohe bürokratische Hürde 
für die kooperierenden Einrichtungen dar. Durch die unprak-
tikable Interpretation der Finanzverwaltung wird Anwendbar-
keit der in der Freien Wohlfahrtspflege stark eingeschränkt. 
Wichtig ist, dass die Vorschrift nicht nur in einer gemeinnüt-
zigen Holding angewendet wird, sondern auch bei den viel-
fältigen punktuellen Kooperationen in der Freien Wohlfahrts-
pflege. 
 
Durch Streichung des Wortes „satzungsgemäß“ in der Vor-
schrift kann, kann ohne Mehraufwand eine Umsetzung durch 
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einen Kooperationsvertrag der kooperierenden Einrichtun-
gen erfolgen.  
 

5. Zu § 58 AO Nr. 4 und 5 AO  
Steuerlich unschädliche Betätigungen  
 
 
 
Der § 58 formuliert derzeit: 
 
„Die Steuervergünstigung wird nicht 
dadurch ausgeschlossen, dass … 
 
4. eine Körperschaft ihre Arbeitskräfte 

anderen Personen, Unternehmen, 
Einrichtungen oder einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts für 
steuerbegünstigte Zwecke zur Verfü-
gung stellt, 
 

5. eine Körperschaft ihr gehörende 
Räume einer anderen, ebenfalls steu-
erbegünstigten Körperschaft oder ei-
ner juristischen Person des öffentli-
chen Rechts zur Nutzung zu steuerbe-
günstigten Zwecken überlässt ,..“ 

 
 
 
 
 
 

§ 58 Nr. 4 und 5 AO  
Steuerlich unschädliche Betätigun-
gen  
 
§ 58 Nr. 4 und 5 AO werden in einer 
neuen Nr. 4 mit folgendem Wortlaut 
zusammengefasst: 
 
„eine Körperschaft ihre Arbeitskräfte 
oder ihr gehörende bewegliche oder 
unbewegliche oder immaterielle Wirt-
schaftsgüter anderen Personen, Unter-
nehmen, Einrichtungen oder einer ju-
ristischen Person des öffentlichen 
Rechts unentgeltlich oder gegen ein 
nicht kostendeckendes Entgelt zu steu-
erbegünstigten Zwecken zur Verfügung 
stellt bzw. überlässt.“ 
 
 
 

Die Zusammenfassung in einer Vorschrift dient der Harmoni-
sierung der Voraussetzungen einer steuerlich unschädlichen 
Personal‐ bzw. Raumüberlassung, die im geltenden Recht – 
ohne einleuchtenden Grund – unterschiedlich formuliert sind. 
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6. Zu § 63 Abs. 1 AO  
Anforderungen an die tatsächliche Ge-

schäftsführung 
 
 
Anforderungen an die tatsächliche Ge-
schäftsführung 
 
1. Die tatsächliche Geschäftsführung der 

Körperschaft muss auf die ausschließ-
liche und unmittelbare Erfüllung der 
steuerbegünstigten Zwecke gerichtet 
sein und den Bestimmungen entspre-
chen, die die Satzung über die Vo-
raussetzungen für Steuervergünsti-
gungen enthält. 

§ 63 Abs. 1 AO Anforderungen an 
die tatsächliche Geschäftsführung 
und Business Judgement Rule 
 
§ 63 Abs. 1 AO wird als Satz 2 hinzu-
gefügt: 
 
„Maßgebend ist, ob auf Grundlage an-
gemessener Informationen die Ge-
schäfte zur Erfüllung 
der satzungsmäßigen Zwecke der Kör-
perschaft in gutem Glauben geführt 
werden.“ 
 

Den Organen sollte mehr Rechtssicherheit gegeben werden, 
dass Fehlentscheidungen aus ex post‐Sicht nicht mehr zum 
Verlust der Gemeinnützigkeit führen können und den Orga-
nen ein weiter, eigener Entscheidungsspielraum zukommt. 
 

7. Zu § 65 AO Zweckbetrieb 
 
 
 
 
 
Ein Zweckbetrieb ist gegeben, wenn  
 
1. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb in 

seiner Gesamtrichtung dazu dient, die 
steuerbegünstigten satzungsmäßigen 
Zwecke der Körperschaft zu verwirkli-
chen, 

 

§ 65 AO Zweckbetrieb  
 
Neuformulierung des § 65 Nr. 2 und 
3 AO und Hinzufügung eines neuen 
Satzes 2 
 
Ein Zweckbetrieb ist gegeben, wenn 
 
….. 
 
2. die Zwecke durch einen solchen 

Geschäftsbetrieb erreicht werden 
können und … 

 
3.   der wirtschaftliche Geschäftsbe-

trieb nach Berücksichtigung der 

§ 65 AO verliert in der Praxis zunehmend an Bedeutung.  
Zum einen werden § 65 Nr. 2 und 3 AO zwischenzeitlich so 
ausgelegt wird, dass ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
nur dann als Zweckbetrieb begünstigt ist, wenn dieser not-
wendig ist. Dass ein Betrieb im Hinblick auf die Verwirkli-
chung satzungsmäßiger Zwecke nur hilfreich oder nützlich 
ist, soll hingegen nicht ausreichen. Diese Verengung der 
Rechtsauffassung schränkt gemeinnützige Organisationen 
zunehmend ein. 
Zum anderen stehen die Zweckbetriebe gemeinnütziger Kör-
perschaften immer mehr einer kommerziellen Konkurrenz 
gegenüber. Bisher zweifelsfrei als Zweckbetrieb behandelte 
Tätigkeiten verlieren diese Zuordnung, da der Gesetzestext 
teilweise dahingehend ausgelegt wird, dass bereits ein po-
tenzieller Wettbewerb ohne Beachtung der Verhältnisse am 
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2. die Zwecke nur durch einen solchen 
Geschäftsbetrieb erreicht werden kön-
nen und 

 
3. der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb 

zu nicht begünstigten Betrieben der-
selben oder ähnlicher Art nicht in grö-
ßerem Umfang in Wettbewerb tritt, als 
es bei Erfüllung der steuerbegünstig-
ten Zwecke unvermeidbar ist. 

 
 
 

örtlichen Verhältnisse zu nicht be-
günstigten Betrieben derselben 
oder ähnlicher Art nicht in größe-
rem Umfang in Wettbewerb tritt, als 
es bei Erfüllung der steuerbegüns-
tigten Zwecke unvermeidbar ist. 
 
„Die Voraussetzungen des Satzes 
1 gelten nicht für Zweckbetriebe im 
Sinne der §§ 66 bis 68 AO.“ 

örtlich relevanten Markt zu einer Versagung der Zweckbe-
triebseigenschaft führt. § 65 Nr. 3 AO sollte daher in Anleh-
nung an das Urteil des BFH v. 30.3.2000 (V R 30/99, BStBl 
II 2000, 705) konkretisiert werden. 
 
Durch den neuen Satz 2 wird klargestellt, dass die §§ 66 bis 
68 der allgemeinen Zweckbetriebsregelung in § 65 AO vor-
gehen.  

8. Zu § 66 Abs. 2 AO Wohlfahrtspflege  
 
 
Wohlfahrtspflege ist die planmäßige, zum 
Wohle der Allgemeinheit und nicht des Er-
werbs wegen ausgeübte Sorge für Not lei-
dende oder gefährdete Mitmenschen. Die 
Sorge kann sich auf das gesundheitliche, 
sittliche, erzieherische oder wirtschaftliche 
Wohl erstrecken und Vorbeugung oder 
Abhilfe bezwecken 

§ 66 Abs. 2 AO Wohlfahrtspflege  
 
§ 66 Abs. 2 Satz 1 AO wird wie folgt 
geändert: 
 
„Wohlfahrtspflege ist die planmäßige, 
zum Wohle der Allgemeinheit ausge-
übte Sorge für notleidende oder ge-
fährdete Mitmenschen.“ 
 
 

Das bisherige Merkmal – „nicht des Erwerbes wegen“ – hat 
in der neueren Rechtsprechung und Verwaltung zu erhebli-
chen Unsicherheiten geführt, ob und in welchem Umfang ein 
Wohlfahrtsbetrieb Gewinne erzielen darf. Die Abgabenord-
nung insgesamt (Gewinnausschüttungsverbot; Begünsti-
gungsverbot etc.) bietet aus unserer Sicht ausreichend Si-
cherheit, dass auch der Zweckbetrieb der Wohlfahrtspflege 
zum Wohle der Allgemeinheit tätig wird. Die Überinterpreta-
tion eines BFH‐Urteils (vgl. Märtens, FS 100 Jahre Steuer-
rechtsprechung, Bd. II, 2018, S. 1477 ff.) hat die Finanzver-
waltung veranlasst, erhebliche zusätzliche Nachweispflich-
ten von Wohlfahrtsunternehmen zu fordern. 
 

9. Zu § 68 Nr. 1a AO Einzelne Zweckbe-
triebe  
 
 
Zweckbetriebe sind auch:  

§ 68 Nummer 1a AO Einzelne Zweck-
betriebe 
§ 68 Nr. 1 a AO wird wie folgt ergänzt: 
 
Zweckbetriebe sind auch:  

Nach § 68 Nr. 1a AO zählen zu den steuerbegünstigten 
Zweckbetrieben u. a. „Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime“. 
Im AEAO zu § 68 Nr. 1 (Textziffer 2) wird wegen des Begriffs 
„Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime“ auf § 1 Heimgesetz 
verwiesen. Dieser Verweis läuft jedoch zunehmend ins 
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1.a) Alten-, Altenwohn- und Pflegeheime, 
Erholungsheime, Mahlzeitendienste, 
wenn sie in besonderem Maß den in § 53 
genannten Personen dienen (§ 66 Abs. 3) 
,.. 

1.a) Alten-, Wohn-, Pflege- und Betreu-
ungseinrichtungen, Erholungsheime,  
Mahlzeitendienste, Hausnotrufdienste, 
Einrichtungen des Betreuten Wohnens, 
des Behindertenfahrdienstes und der 
ambulanten Pflege, wenn sie in beson-
derem Maß den in § 53 genannten 
Personen dienen (§ 66 Abs. 3), 
 
b) Kindertageseinrichtungen, Kinder-, 
Jugend- und Studentenheime, Schul-
landheime, Jugendherbergen und Fa-
milienferienstätten, 

Leere, da diese Vorschrift außer Kraft gesetzt ist, sobald die 
jeweiligen Bundesländer eigene Regelungen verabschiedet 
haben, was in der Zwischenzeit weitgehend erfolgt ist. Durch 
eine Anpassung der Zweckbetriebsdefinition in § 68 Nr. 1a 
AO an die aktuellen Gegebenheiten können Unsicherheiten 
in der Rechtsauslegung vermieden bzw. weiterhin eine bun-
deseinheitliche Anwendung der Zweckbetriebseigenschaft 
für Wohn-, Pflege- und Betreuungseinrichtungen gewährleis-
tet werden. Zudem ist auch den neuen konzeptionellen Ent-
wicklungen Rechnung zu tragen, indem nicht nur die klassi-
schen „Heime“ als Zweckbetriebe genannt werden, sondern 
auch moderne Wohnformen, wie z. B. Wohngruppen oder 
Wohngemeinschaften. 
 
Darüber hinaus sollte § 68 AO um die Zweckbetriebe des 
Hausnotrufdienstes, des Betreuten Wohnens und des Behin-
dertenfahrdienstes und der Familienferienstätten erweitert 
werden. Die Tätigkeiten entsprechen in ihrer Bedeutung den 
Zweckbetrieben in § 68 Nr. 1a und b AO. Die Ergänzungen 
in Nr. 1a stellen neuere und zeitgemäße Betreuungsformen 
dar, die die Mobilität und Selbstständigkeit der betroffenen 
Personen unterstützen und somit dem Grundsatz „ambulant 
vor stationär“ folgen. 

10. Zu § 68 AO Einzelne Zweckbetriebe 
 
 
Die Finanzverwaltung interpretiert die Ge-
stellung von Personal einer gemeinnützi-
gen Körperschaft an eine andere gemein-
nützige Körperschaft als umsatzsteuer-
pflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbe-

Einführung eines § 68 Nr. 10 AO 
neu: 
 
„Einrichtungen, die anderen steuerbe-
günstigten Körperschaften oder einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
gegen Kostenersatz Personal, Sach-
mittel oder immaterielle Vermögensge-
genstände zur Verfügung stellen.“ 

 
 
 
Bei der Personalgestellung zwischen gemeinnützigen Orga-
nisationen untereinander und zwischen gemeinnützigen Or-
ganisationen mit der öffentlichen Hand sollte es bei der steu-
errechtlichen Bewertung allein auf die steuerbegünstigte 
Zweckverwirklichung ankommen. Kooperationen unter ge-
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trieb, da sie ausgehend vom Vertragsver-
hältnis von einer Art „Arbeitnehmerüber-
lassung“ ausgeht. 

meinnützigen Einrichtungen würden erleichtert und es er-
folgte eine Gleichstellung mit der öffentlichen Hand. Daher 
ist eine Nr. 10 in § 68 AO einzufügen. 

 

Grunderwerbsteuergesetz  

11. Zu § 4 Grunderwerbsteuergesetz 
Besondere Ausnahmen von der Be-
steuerung 
 
 
Derzeit fehlt es an einer grunderwerbsteu-
erlichen Regelung, die sinnvolle Umstruk-
turierungen zwischen gemeinnützigen 
Körperschaften ermöglicht.  

§ 4 Grunderwerbsteuergesetz  
Besondere Ausnahmen von der 
Besteuerung 
 
§ 4 GrEStG wird folgende Num-
mer 7 angefügt: 
 
„7. der Erwerb eines Grundstücks 
durch eine nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 
KStG steuerbefreite Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermö-
gensmasse von einer anderen nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG steuerbefrei-
ten Körperschaft, Personenvereini-
gung oder Vermögensmasse, so-
weit dieses auch weiterhin für steu-
erbegünstigte Zwecke genutzt wird.“ 
 
 

 
 
 
Zur Schaffung zukunftsfähiger Organisationsstrukturen ist es 
sinnvoll, wenn sich mehrere gemeinnützige Körperschaften zu-
sammenschließen bzw. sich im Rahmen ihrer gemeinnützigen 
Tätigkeit umstrukturieren. Gehen Grundstücke aus dem Vermö-
gen einer übertragenden Körperschaft dabei über, ist jedoch 
grundsätzlich Grunderwerbsteuer zu entrichten. So ist zwar ist 
die Übertragung als Schenkung grundsätzlich grunderwerbsteu-
erbefreit. Regelmäßig sind Immobilien jedoch ganz oder teil-
weise fremdfinanziert, so dass neben der Immobilie zwangsläu-
fig auch Verbindlichkeiten übertragen werden müssen, da an-
sonsten der übertragenden Körperschaft die Überschuldung 
droht. In diesen Fällen ist grundsätzlich Grunderwerbsteuer zu 
entrichten. Daraus resultieren Hemmnisse für entsprechende 
Zusammenschlüsse und Umstrukturierungen: Zum einen kön-
nen diese daran gänzlich scheitern. Zum anderen müssen ggf. 
mit einem hohen bürokratischen Aufwand verbundene „Um-
wege“ gegangen werden. Durch die vorgeschlagene Änderung 
werden die derzeit bestehenden Hemmnisse beseitigt und sinn-
volle Zusammenschlüsse und Umstrukturierungen erleichtert.  
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Gewerbesteuergesetz 

12. Zu § 3 Nr. 6 GewStG  
Befreiungen 
 
 
Von der Gewerbesteuer sind befreit [...] 
6.Körperschaften, Personenvereinigun-
gen und Vermögensmassen, die nach der 
Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der 
sonstigen Verfassung und nach der tat-
sächlichen Geschäftsführung ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken die-
nen (§§ 51 bis 68 der Abgabenordnung). 
Wird ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 
- ausgenommen Land- und Forstwirt-
schaft - unterhalten, ist die Steuerfreiheit 
insoweit ausgeschlossen; 

§ 3 Nr. 6 GewStG  
Befreiungen 
wird um einen Satz 3 ergänzt: 
 
 
„Satz 1 gilt auch für Zusammen-
schlüsse deren Gesellschafter aus-
schließlich in Satz 1 genannten Kör-
perschaften, Personenvereinigun-
gen und Vermögensmassen sind.“ 

Damit gemeinnützige Körperschaften ihre Mittel möglichst effek-
tiv und nachhaltig einsetzen, tritt die Notwendigkeit der Bildung 
von Kooperationen in Form einer GbR immer stärker hervor. 
Ungelöstes Problem ist bislang, dass diese Kooperationen der 
Gewerbesteuer unterliegen, obwohl jede einzelne Tätigkeit für 
sich ein Zweckbetrieb wäre. Eine Anwendung des § 3 Nr. 6 Ge-
wStG ist derzeit nicht möglich, da die Gewerbesteuerbefreiung 
nur für die dort genannten Körperschaften, Personenvereinigun-
gen und Vermögensmassen gilt.  
Um zukünftig effektive gemeinnützige Kooperationen zu ermög-
lichen, sollte der § 3 Nr. 6 um einen Satz 1 erweitert werden. 
Eine vergleichbare Regelung besteht bereits bei der Umsatz-
steuer (§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. b UStG).  

Umsatzsteuergesetz 

13. Zu § 3 Nr. 1b Satz 1 Nr. 3 UStG 
Lieferung, sonstige Leistung  
 
 
Einer Lieferung werden gleichgestellt: 
…. 
 
3. Jede andere unentgeltliche Zuwen-

dung eines Gegenstandes, ausge-

§ 3 Nr. 1b Satz 1 Nr. 3 UStG 
Lieferung, sonstige Leistung  
wird wie folgt ergänzt: 
 
Einer Lieferung werden gleichge-
stellt: 
….. 
3. Jede andere entgeltliche Zuwen-
dung, ausgenommen Geschenke 
von geringfügigem Wert, Waren-

Für die direkte Unterstützung von hilfsbedürftigen Menschen 
leistet die Sachspende, z. B. an Tafeln, einen wichtigen Beitrag. 
Angesichts begrenzter Ressourcen ist weiterhin die Förderung 
eines nachhaltigen Verbrauches notwendig. Die Fiktion eines 
Leistungstausches in Form einer unentgeltlichen Wertabgabe 
bei Sachspenden an gemeinnützige Organisationen steht dem 
entgegen. Bislang ist die Sachspende nach verschiedenen Be-
messungsgrundlagen (keine Verkehrsfähigkeit; eingeschränkte 
Verkehrsfähigkeit und Verkehrsfähigkeit zu klassifizieren. Je 
nach Klassifizierung ist durch den Spender eine Bewertung vor-
zunehmen und zu dokumentieren, um spätere Steuerpflichten 
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nommen Geschenke von geringfügi-
gem Wert und Warenmuster für Zwe-
cke des Unternehmens. 

 

muster für Zwecke des Unterneh-
mens und Sachspenden an gemein-
nützige Organisationen. 
 
 

des Spenders zu verhindern. Je nach Bemessungsgrundlage 
kann eine Umsatzsteuerpflicht entstehen. Die Regelungen sind 
für den Spender kostenintensiv und aufwendig. Das Steuerauf-
kommen ist marginal. Europäische Länder, die ebenfalls die 
Mehrwertsteuersystemrichtlinie anwenden, gehen einen ande-
ren Weg. Eine Vernichtung von Ware darf aber nicht günstiger 
sein als eine Spende. Daher ist die Sachspende zu fördern und 
nicht zu behindern. Die Regelungen des Gemeinnützigkeits-
rechtes stellen die selbstlose ausschließliche und unmittelbare 
Weiterleitung der Sachspende an den hilfsbedürftigen Spende-
nempfänger sicher. 

14. Zu § 4 Nr. 18 UStG  
Steuerbefreiungen bei Lieferungen und 
sonstigen Leistungen 
 
 
Eng mit der Sozialfürsorge und der sozia-
len Sicherheit verbundene Leistungen, 
wenn diese Leistungen von Einrichtungen 
des öffentlichen Rechts oder anderen Ein-
richtungen, die keine systematische Ge-
winnerzielung anstreben, erbracht wer-
den. Etwaige Gewinne, die trotzdem an-
fallen, dürfen nicht entnommen, sondern 
müssen zur Erhaltung oder Verbesserung 
der durch die Einrichtung erbrachten Leis-
tungen verwendet werden. Für die in an-
deren Nummern dieses Paragrafen be-
zeichnete Leistungen kommt die Steuer-
befreiung nur unter den dort genannten 
Voraussetzungen in Betracht.“ 

§ 4 Nr. 18 UStG Steuerbefreiun-
gen bei Lieferungen und sonsti-
gen Leistungen Satz 1 wird wie 
folgt geändert: 

 
Eng mi der Sozialfürsorge und der 
sozialen Sicherheit verbundene 
Leistungen, wenn diese Leistungen 
von Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts, den amtlich anerkannten 
Spitzenverbänden der Freien Wohl-
fahrtspflege oder anderen Einrich-
tungen, die keine systematische 
Gewinnerzielung anstreben, er-
bracht werden… 

Die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege wurden mit 
den Änderungen im Jahressteuergesetz 2019 als begünstigte 
Einrichtungen aus dem UStG gestrichen. Dies war im Zuge der 
Umsetzung der MwStSystRL nicht erforderlich. Nach dieser ist 
lediglich eine Umsatzsteuerbefreiung nach einer spezifischen 
Verbandszugehörigkeit unzulässig, nicht jedoch die Nennung 
der Verbände der Freien Wohlfahrtspflege als erläuternder Hin-
weis bei der Definition der Einrichtungen, die keine systemati-
sche Gewinnerzielung anstreben. Die Streichung hat zur Unsi-
cherheit bei den Einrichtungen der Verbände der Freien Wohl-
fahrt geführt, ob tatsächlich auch alle bisher von der ursprüngli-
chen Norm erfassen Leistungen künftig erfasst sein werden. 
Soweit der Bundesfinanzminister gegenüber der BAGFW versi-
chert, hat, dass die Umsatzsteuerbefreiung der Hauptaufgaben 
der Verbände der FW weiterhin gewährleistet sein sollen, wür-
den die vorgeschlagenen Änderungen für Rechtsklarheit sorgen 
und unnötige und kostenträchtige Streitigkeiten vermeiden hel-
fen. 
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15. Zu § 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a UStG 
Steuersätze 
 
Die Steuer ermäßigt sich auf sieben Pro-
zent für die folgenden Umsätze: 
 

die Leistungen der Körperschaften, die 
ausschließlich und unmittelbar gemein-
nützige, mildtätige oder kirchliche Zwe-
cke verfolgen (§§ 51 bis 68 der Abga-
benordnung). Das gilt nicht für Leistun-
gen, die im Rahmen eines wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebs ausgeführt 
werden. Für Leistungen, die im Rah-
men eines Zweckbetriebs ausgeführt 
werden, gilt Satz 1 nur, wenn der 
Zweckbetrieb nicht in erster Linie der 
Erzielung zusätzlicher Einnahmen 
durch die Ausführung von Umsätzen 
dient, die in unmittelbarem Wettbe-
werb mit dem allgemeinen Steuer-
satz unterliegenden Leistungen an-
derer Unternehmer ausgeführt wer-
den, oder wenn die Körperschaft mit 
diesen Leistungen ihrer in den §§ 66 
bis 68 der Abgabenordnung bezeich-
neten Zweckbetriebe ihre steuerbe-
günstigten satzungsgemäßen Zwe-
cke selbst verwirklicht, 

§ 12 Abs. 2 Nr. 8 Buchst. a Satz 3 
UStG wird ersatzlos gestrichen. 

Die im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2007 eingefügte 
Einschränkung ist weder unionsrechtlich geboten noch zur 
Verhinderung von „Missbräuchen“ erforderlich (vgl. auch BFH 
v. 23.2.2012 – V R 59/09, BStBl. II 2012, 544 sowie BFH vom 
23.07.2019 - XI R2/17). Nach dem Unionsrecht ist die Steuer-
ermäßigung beschränkt auf „Leistungen für wohltätige Zwecke 
und im Bereich der sozialen Sicherheit“ (z.B. BFH vom 
23.07.2019, a.a.O., TZ 16). Die Bestimmungen gem. § 12 
Abs. 2 Nr. 8 a) S.1 und 2 UStG, genügen dieser Beschrän-
kung. Der im Rahmen der Missbrauchsverhinderung einge-
fügte Satz 3 wird von den Finanzgerichten unter Bezugnahme 
auf die EUGH-Rechtsprechung so eng ausgelegt, dass Leis-
tungen, die keinen Missbrauch darstellen, wie Übernachtungs- 
und Verpflegungsleistungen im Rahmen von Seminarangebo-
ten (BFH vom 8.3.2012, V R 14/11) nicht dem ermäßigten 
USt-Satz gem. § 12 Abs. 2 Nr. 8 a) UStG unterliegen. Die Re-
gelung führt in der Praxis zu erheblicher Rechtsunsicherheit, 
erfordert spezielle detaillierte Berechnungen und belastet 
bspw. Werkstätten für behinderte Menschen oder Integrations-
betriebe. 

 

16. Neue Regelung § 27c UStG  Es wird ein neuer § 27c UStG 
„Anrufungsauskunft“ eingeführt 
wie folgt: 

Der Steuerpflichtige soll die Möglichkeit bekommen, im Rahmen 
einer kostenfreien Anrufungsauskunft eine verbindliche Aus-
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„Das Betriebsstättenfinanzamt hat 
auf Anfrage eines Beteiligten dar-
über Auskunft zu geben, ob und in-
wieweit im einzelnen Fall die Vor-
schriften über die Umsatzsteuer an-
zuwenden sind.“  

kunft über die anzuwendende Rechtslage von den Finanzäm-
tern zu erhalten. Der Steuerpflichtige muss bereits bei Vertrags-
schluss Klarheit über die umsatzsteuerliche Würdigung erhalten 
und sich darauf verlassen können. Dieser bereits verfassungs-
rechtlich gebotene Vertrauensschutz könnte durch Einführung 
einer Umsatzsteueranrufungsauskunft nach dem Vorbild der 
Lohnsteuerauskunft nach § 42e EStG ausgestaltet werden.  
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